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Kschweizerische Airchenzeitung,
herausgegeben von einem

Katholischen vereine.
Das ist der Kirche eigen, daß ste siegt, wenn sie angegriffen wird, daß sie Aerstandniß findet, wenn ihr widersprochen wird, daß sie gewinnt,

wenn sie verspottet wird. Hl. H ilarins.

Mittheilungen aus der römischen Staatsschrift.

Nachdem wir in einigen Nummern fortlaufend jene Stel.
l<n wörtlich mitgetheilt, welche die allgemeinen Principien
behandeln, finden wir angemessener, die specielle Frage,
welche den Erzbischof von Posen und Gnesen betrifft, nur
in einem kurzen Abriß mitzutheilen, wobei wir die Arbeit
der „hist. pol. Blätter" benähen.

Preußen, welches seit dem Jahre 1742 im Besitze Bres.
lauS und anderer Theile Schlesiens sich befand, vereinigte

mit seinen östlichen Provinzen im Jahre 1772 die beiden

Diöccscn Warmien und Culm und 1796 die von Gnesen und

Posen. In den feierlich abgeschlossenen, jene Gegenden be.

treffenden Verträgen von Berlin, Warschau und Grodno

haben die preußischen Könige ihren katholischen Unterthanen
die völlig freie Ausübung ihrer Religion nebst dem dama,

ligcn Besitze an Kirchen und Gütern garantirt und „zu g lei.
cher Zeit für sich und ihre Nachfolger erklärt,
niemals die sogenannten SouveränitälSrechtc
zum Nachtheile des damaligen Besitzstandes auS.

iuüben." In allen den erwähnten, so wie in den übrigen

Diöccscn des Königreiches Polen fand die Verordnung Be.

nedikts XIV. vom 29. Juni 1748 Iiobis aclmi-

ratwnis" in Betreff der gemischten Ehen ihre volle Anwcn.

dung; in ihr war insonderheit der Grundsatz aufgestellt, daß

solche Ehen nur unter der Voraussetzung eingesegnet werden

durften, daß alle Kinder in der katholischen Religion er.

zogen würden. Kaum waren indeß jene Provinzen mit
Preußen vereinigt, „so befand sich die Beobachtung der kirch,
lichen Disziplin sogleich in Gefahr, denn im offenbaren

Widerspruche mit der Garantie des Berliner HofeS zögerte

man nicht, eine Verordnung zu publiziren, nach welcher

bei gemischten Ehen die Söhne in der Religion deS VaterS,
die Töchter in der der Mutler erzogen werden sollten." Hier,
auf folgte nachmalö am 21. November 1806 eine andere kö.

nigliche Verordnung, wornach die Religion aller Kinder sich

nach der deS VaterS richten und kein dem entgegenstehender

Vertrag der Aeltcrn Gültigkeit haben sollte. AlS nun im

Jahre 1807 Posen und Gnesen mit dem Herzogthume War«

schau vereinigt und hier die Civilehe deS Xnpolêon
eingeführt worden war, so befand sich die Kirche Hinsicht,

lieh der Benediction gemischler Ehen in völliger Freiheit.
NachmalS aber, als 1815 durch den Wiencrfrieden diese Pro.
vinzen wiederum an Preußen kamen, wiederholte zwar der

König unterm 15. Mai sein Versprechen, daß die Religion
in ihrer Integrität aufrecht erhalten werden solle, aber „im
Widerspruche damit" wurde die Verordnung vom 21. Nov.

1806 wieder ins Leben gerufen. Auf diese „Veranlassung

der Regierung" schlich sich allerdings ein Mißbrauch gegen

die unabänderlichen Kirchengesetze ein, allein bekanntlich kann

diesen, wo sie sich auf Punkte der Kirchenlehre beziehen, kei.

nerlci Verjährung im Wege stehen. Keineswegs aber ist eS

richtig, daß dieser Mißbrauch (ironisch genug: löbliche Ge-

wohnhcit) durchaus allgemein gegolten habe, wie sich die«
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auS zahlreichen Documcntcn ergicbt. Aus diesen geht näm.

lieh hervor: 1) daß die allgemeine Praxis mit den kirchli.
chen Satzungen im Einklang gewesen ist. 2) Daß die ge-

mischten Ehen nicht anders alS unter der Bedingung, daß

alle Kinder in der katholischen Kirche erzogen wurden, ein.

gesegnet worden sind, 3) daß der Mißbrauch, daß man diese

Bedingung nicht gestellt hat, nur in einzelnen Fällen vor-
gekommen ist.

Am allerwenigsten kann aber davon die Rede sein, daß

dieser Mißbrauch durchaus freiwillig von katholischen

Geistlichen beobachtet worden sei, sondern nur in Folge der

Einschüchterung durch die Drohungen der Regierung; viel,
mehr haben sich die Geistlichen bei ihren Gewissensscrupcln

in dieser Angelegenheit an ihren Erzbischof gewendet. Auch

kann mit nicht mehr Wahrheit gesagt werden, daß der Miß.
brauch von den frühern Erzbischöfen, Gorczewöky und Wo.
licky, so wie von dem gegenwärtigen, als er noch Vàrius
e»i>ituli war, in einem Atteste ausdrücklich anerkannt wor.
den sei. Die preußische Regierung kann nicht vergessen haben

„die vielen freilich vergeblichen Remonstralioncn, auch exi.
stirt nirgends ein Document, worin formalitcr der Mißbrauch
Anerkennung gefunden hätte. WaS aber insbesondere den

gegenwärtigen Herrn Erzbischof anbetrifft, so muß bemerkt

werden, daß er zum Kapilularvicär in den letzten Tagen des

Dezembers 1829 erwählt, daß er unmittelbar darauf am 20.

Januar 1830 um das obenerwähnte Attest angegangen wor.
den war, und daß er hierin, ohne irgend den innern Werth
der angeblichen Gewohnheit zu berühren, sich allein auf das

Factum beschränkt, dessen Allgemeinheit er selbst in einer der

Regierung nachher übergebcnen Erklärung in Abrede stellt."
So standen die Dinge im Jahre 1834, als die preu-

ßische Verordnung in Betreff dcS BreveS Papst PiuS VIII.
ergieng. Es fehlte nicht an häusigen Anfragen und Vor.
stellungcn über diesen schwierigen Punkt bei dem Herrn Erz-
bischofe, und da derselbe sich von dem gänzlichen Wider-
spruche der weltlichen Verordnungen mit den kirchlichen Vor.
schriften überzeugte, so nahm er cS auf sich, alles Mögliche
bei der Regierung aufzubieten, um eine so unheilbringende
Collision zu beseitigen. Sein Geist der Vorsicht und Klug,
hcit veranlaßte ihn dazu, die Erlaubniß der Regierung und
des Königs in Dingen anzurufen, die ihrer Natur nach von
der weltlichen Gewalt ganz unabhängig sind. — Als nun
der Erzbischof das Breve PiuS VIII. publicircn wollte, trat
man ihm, von Seiten der Negierung, mit dem Einwände

entgegen, dasselbe beziehe sich nur auf die westlichen Theile
der preußischen Monarchie, in Posen aber dürfe keine Aen-
dcrung vorgenommen werden, sondern der Gebrauch: die gc.
mischten Ehen ohne Bedingung in Betreff der Kindcrerzie.
hung einzusegnen, müsse in Uebereinstimmung mit den Gesetz,
und VerwaltungSvorschristen dcS Staates aufrecht erhalten

werden. Wir haben oben gesehen, welche Bcwandtniß eS

mit diesem Gebrauche halte.

Darauf machte der Erzbischof bei dem Ministerium der

geistlichen Angelegenheiten eine neue Vorstellung, in welcher

er die Verhältnisse seiner Diöcesen näher schilderte und da.

rum bat, man möchte ihm gestatten, sich an den hl. Stuhl
um Belehrung wenden zu dürfen. Alles dies blieb indessen

ohne Erfolg, und als man ihm bemerkte, man wolle der

Bekanntmachung dcö Breve'S nicht hinderlich sein, so vcr-
band man damit die Erklärung: daß die weltlichen Behör.
den angewiesen seien, sich jeder Aenderung mit aller Energie

zu widersetzen. Die gründliche Erörterung dcö ErzbischofS

wurde aber damit beantwortet: ihm mangle eS an einem

richtigen Urtheile, er kenne die Staatögcsctze nicht, auch

habe er eine der Regierung feindliche Gesinnung.

Der Erzbischof antwortete hierauf mit gebührender Ehr.
furcht, zugleich aber auch mit apostolischer Festigkeit, und

bat nochmals sich an den hl. Vater wenden zu dürfen. Allein
abermals wurde er von dem Ministerium abschläglich be.

schieden; zu gleicher Zeit ward gcdrohcl, daß man gegen

diejenigen Geistlichen, welche nach dem Breve PiuS VIII.
verführen, mit Tcmporaliensperre verfahren würde. Nicht
lange darauf ergieng am 5. Mai 1837 wegen unbedingter
Einsegnung der gemischten Ehen eine neue Verordnung, wcl.
ehe unterm 19. Juli allen Landräthcn und Bürgermeister»

mitgetheilt wurde.

Jetzt glaubte der Erzbischof, der Zeitpunkt sei gekom-

men, um sich an die Person Sr. Majestät dcö Königs selbst

wenden zu müssen. Dies geschah am 21. Oktober 1837 in
einem ehrfurchtsvollen Schreiben, in welchem er darum bat,
die Constitution BencdiktS XIV. publicircn oder sich uach

Rom wenden zu dürfen. Unsere Leser wollen beiläufig be-

merken, daß alle diese Dinge nicht etwa in der Zeit nach
dem Kölner Ereigniß vorfielen, sondern demselben vorangicn.
gen. Die königl. Antwort (30. Dec. 1837) auf jene Bitten
lautete dahin: daß Se. Majestät Sich nicht bewogen fänden,
die bestehende Observan; zu ändern. Diese Observanz wollte
die preußische Erklärung vom 31. Dec. v. I. dadurch unter,
stützen, daß der polnische Landtag vom Jahre 1767 die Con-

stitution BencdiktS XIV. aufgehoben habe. ES bedarf wohl
keiner Bemerkung, daß ein solcher Akt ipso kueto null und

nichtig war. Eben so wenig können die Gründe Anerkennung
finden, welche darin gegen die Berufung an den hl. Stuhl
angeführt werden. ES heißt nämlich: Rom habe stillschwei-
gcnd zu jenem Gebrauche (der nur auf Schwachheit und
Unkcnntniß Einzelner sich beschränkt) seine Zustimmung ge.
geben. Der römische Hof hat jedoch nicht erst im Jahre 1828
dem Hrn. v. Bunsen bemerkt, daß gerade in den östlichen Pro.
vinzen der preußischen Monarchie hinsichtlich der gemischten

Ehen enorme Mißbräuche und Unordnungen sich eingeschlichen
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hätten, sondern von dem ersten Augenblicke an, wo die preu.
siifche Regierung dergleichen/ den Kirchengesetzen widerstrei-
tende Verordnungen gegeben hat / allen Bischöfen die strengste

Beobachtung der Kirchendisciplin ans Herz gelegt/ so daß
die katholischen Pfarrer nicht ohne große Sünde „nein nli-
quo «uerileZum eonuudium" consirmircn konnte». Dazu
kommt/ daß er bei allen Ehcdispense» die gewöhnlichen Be.
dingungen hinzufügte, obgleich die Regierung stetS die Be-
obachtnng derselben gehindert und sie für zuwiderlaufend ge.
gen die StaatSgesetze erklart hat. Man steht nicht recht ein,
wie die preußische Regierung dies einen stillschweigenden Con-
senâ nennen kann?:

Da nunmehr der Erzbischof sah, daß alle seine Schritte
vergeblich waren, so fand er sich natürlich veranlaßt, seinem
CleruS Rechenschaft abzulegen. Am 20. Januar 1838 erfolgte
zu diesem Zwecke ein in polnischer Sprache abgefaßtes Schrei,
den, von dem die preußische Erklärung sagt: „dasselbe sei

in einer leidenschaftlichen Sprache und mit Hintansetzung der

Ehrfurcht gegen des Königs Majestät geschrieben." Wer diese

Meinung etwa theilen sollte, könnte sich durch Einsicht dieses
Documents sehr leicht das Gegentheils belehren. Die Geist,
lichen werden darin aufgefordert, streng ihre Pflichten zu
erfüllen, und sollten hierin dem Beispiele so vieler heiligen
Bischöfe, insonderheit des hl. Stanislaus, folgen. ES ist
«in Factum, daß der hl. StaniSlauö vom König BolcSlauSll.
ermordet wurde^ eben so, wie der hl. Johannes von Repo.
muck durch König Wenzel sein Ende fand; allein, wenn Geist,
liche aufgefordert werden, dem Beispiele solcher Heiligen nach,
zuahmen, so ist damit noch nicht die Art der Verfolgung,
welche diese erlitten, mit der Stellung, in welcher jene sich

befinden, in Parallele gebracht. Die Pfarrer sollte» dieses

erzbischöfliche Schreiben, in welchem NichtS enthalten war,
das nicht dem Brcve Papst PiuS Vlll. gemäß gewesen

wäre, ihren Gemeinden zur Kenntniß bringen. Die prcu-
ßische Erklärung bezeichnet dieses Verfahren mit dem Charak-
ter von Aufregung der beiden Confesstoncn gegen einander.

Ebenfalls mit Beziehung auf das erwähnte Breve er-
gieng nun am 27. Febr. 1838 von dem Erzbischofe daö in
seiner Jurisdiction vollkommen rechtmäßig begründete Ver.
bot der unbedingten Einsegnung der gemischten Ehen bei

Suspension von Weihe, Amt und Bencfictum; daß diese

Maßregel, welche, da die Negierung in keinerlei Weise zur
Aufhebung der Colliston ihrer Verordnungen mit den Kirchen,
gesetzen die Hand bot, durchaus nothwendig war, dem Erz.
dischof als einem getreuen Unterthanen sehr schwer wurde,
ist erstchtlich aus einem Schreiben an Se. Maj. den König
(10. März 1838).

Unter diesen Umständen mußte eS dem Prälaten zu ei.
nem besondern Troste gereichen, daß das Kapitel von Gncsen

ihm die völlige Zustimmung zu seinem Verfahren ausdrücken

ließ, worauf dann der Erzbischof in einem Briefe vom 16.

März demselben Dank sagte. Er spricht hierin von der Mög-
lichkeit einer Gefangenschaft für ihn, und drückt die wohlbe-
gründete Hoffnung aus, daß das Kapitel von Gnesen nicht
das ärgerliche Beispiel des Kölner KavitelS nachahmen werde,

welches sich sogar erlaubt habe, seinen rechtmäßigen Hirten
beim Oberhaupte der Kirche zu verklagen. Indem hier der

Prälat eben nur das Faktum seiner wirklichen Verhaftung,
nicht aber das seiner Verfolgung (wie die preußische Erklä.
rung will) in Aussicht stellt, so bemerkt er in seinem Briefe,
daß in diesem Falle es zweckmäßig sei, die Musik und das

Geläute verstummen zu lassen.

Ein neuer Schritt in dieser Angelegenheit geschah am

12. April dadurch, daß in einem königlichen Rescriple an die

Bewohner deS GroßherzogthumS Posen Se. Majestät Sich
darüber mißfällig äußerten, daß Mehrere die Idee verbreitet
hätten, der König wolle die Katholiken nicht in den ihnen

zugesicherten Rechten bewahren, wogegen nunmehr die Zu.
ficherung wiederholt wurde, daß Se. Majestät die Kacho-
liken durchaus nicht in ihrem Gewisse» beschränken wolle.
Der Erzbischof von Posen drückte in einem Erlaß an das

Kapitel seine Freude hierüber auö, und ordnete an, daß an

dem kommenden Feste des hl. Adalbert bei dem hl. Meßopfer
Gott für diese Lenkung deS königlichen Herzens gedankt wer-
den solle. Indessen, wer eigentlich unter jenen Personen ge.
meint war, welche jene Ideen verbreitet hätten, war aus

einem gleichzeitigen Schreiben des Königs an die drei Mi-
nister, v. Altenstein, v. Rochow und v. Werther, zu ersehen,

worin daö Benehmen deS ErzbischofS nicht nur gemißbilligt,
sondern demselben auch aufgegeben wird, binnen vier und

zwanzig Stunden ein Schreiben zu erlassen, wodurch der

Eindruck, welchen sein in polnischer Sprache abgefaßter Pa-
storalbrief gemacht hatte, verwischt werde. Der NegicrungS-
Präsident war beauftragt, jene königliche CabinclSordre.dem

Erzbischof mitzutheilen, der sich sehr bereitwillig zeigte, ein

Schreiben zu erlassen, in welchem er cS besonders erklären

wolle, daß nichts weniger seine Absicht gewesen sei, alS etwa

daö Volk gegen die gesetzliche Ordnung der Dinge aufzu.

wiegeln, und daß er den hin und wieder vorgefallenen Tu.
muic sehr bedaure, doch trüge nicht er daran die Schuld,
sondern die Behörden, welche mit Gewalt dem KleruS sein

Pastoralschreiben fortgenommen hätten. Daß der Inhalt
dieses Schreibens NichtS weiter enthielt, als das, was durch,

auö innerhalb der Gränzen der kirchlichen Gerechtsame deS

ErzbischofS liegt, haben wir schon oben gesehen. Die Frist
von 24 Stunden aber, um ein solches Schreiben zu erlassen,

erklärte der Erzbischof indessen für zu kurz. Hiermit, so

wie mit jenem vorhin erwähnten Schreiben an das Kapitel

war indessen der Regierungspräsident nicht zufrieden, und

wir erlauben uns, unsere Leser daran zu erinnern, daß dies
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der Zeitpunkt war/ wo der Erzbischof von Posen sich schwan-

tend gezeigt haben soll/ wie eS früher schon in einigen Jour,
nalen hieß nnd wie dann auch die Erklärung vom Zt. Dee.

ihn charakterisier. Gegen jene falsche Beschuldigung trat da-

malS der seither verstorbene/ würdige Dompropst MiSzcwSky

in der AugSburger Allgemeinen Zeitung auf, und eS ist un-

begreiflich, wie die preußische StaatSzeitung dessenungeachtet

abermals von dem schwankenden Benehmen des ErzbischofS

von Posen reden konnte. Seither aber liegen durch die in

der Münchener politischen Zeitung erschienenen Dokumente die

faktischen Verhältnisse so klar vor Jedermanns Augen, daß

eine Berufung darauf in dieser Hinsicht wohl als genügend

erscheinen möchte. Während der Erzbischof in einer Imme-
diatvorstellung nochmals dringend darum bat/ daß in Betreff

der gemischten Ehen die Gewissen der Katholiken nicht bc.

schwert werden möchten/ erschien in Posen ein, mit dem

Namen Strödel unterzeichneter RegicrungSerlaß/ worin den.

jenigcn Geistlichen/ welche das erzbischöfliche Pastoralschrei,

den publizirt hätten/ angekündigt wurde/ daß sie nie ein von

dem Könige zu vergebendes Benefizium zu erwarten, und

wenn sie ein solches besäßen, nie auf ein besseres versetzt

werden würden.

Von dem AppellationsgcrichtSpräsidenten Frankcnbcrg er-

gieng darauf eine Zuschrift an den Erzbischof, sein Benehmen

sei illegal, er möge seine Erlasse in einer, mit seiner Würde

am meisten verträglichen Weise zurücknehmen. Zu gleicher

Zeit erfolgte an ihn die Mittheilung: da die Allocution vom

10. Dec. 18Z7 nur ein Protest gegen einen öffentlichen Akt

fei, so müsse sie zurückgehalten werden, da der Papst kein

Gebot darin, am wenigsten für die Bischöfe der preußische»

Ostprovinzen, hätte ergehen lassen. Diese Schlußfolgerung
erklärt die Darlegung für irrig. Sie berichtet, wie Bunsen

in einer Note vom 17. Dec. in jener Allocution eine Kriegs-
erklärung habe sehen wollen, wie ihm von Seilen des hei-

ligen Stuhles darauf geantwortet worden sei: daß eS ein

öffentlicher Protest gegen einen öffentlichen Akt gewesen und

eine feierliche Reclamation fun réclama svlomiiv) gegen
eine offene und ärgerliche Verletzung der Rechte der Kirche,
indem sonst die Katholiken das Schweigen mit Recht als

eine Beistimmung zu. den schwersten Rechtsverletzungen an-

gesehen hätten.

„Hieraus, fährt die Darlegung fort, kann jeder, der

gesunden Verstand besitzt, ersehen, ob der Papst mit diese»

Augdrücken zu erklären beabsichtige, er habe kein Gebor aus.

gesprochen." Sie fragt: ob nicht bestimmt und ausdrücklich

jede Praxis, die sich unerlaubter Weise in: Preußen gegen
den Sinn deS Breve von PiuS VIII., in Betreff der ge-
mischten Eben eingeschltchen, verworfen worden sei." „Hanv
vero naeti opportmiitatem, sagte der hl. Vater, quock

privfttiui I»ueus«iue prwslare Iwlt äestituimuS) publics

nun« salemnitercple clenuntiamus, nvs scilicet incluetam

perperam iu Lorussise re^no czuamlibet praxim circa
mixta connubia contra genuinum sensum ckeclarationis

ab «Iccessnre dkostro eciitoe ?c/i?ok/clre. Nichts,
destoweniger drückte jene Regierung in der Erklärung vom

Zt. Dec. ihren Unwillen aus, daß der Erzbischof sich, trotz

aller Ermahnungen, nicht habe auf den legalen Weg zurück-

führen lassen; „als ob in einer ganz religiösen Angelegenheit
ein katholischer Erzbischof eher dem König, als dem Haupte
der Kirche, dem Richter und obersten Lehrer (Viucliee e

Nwstro supremo) in Betreff der Lehre zu gehorchen habe.

Sie fährt dann fort:
Am 6. Mai wandte sich der Erzbischof noch einmal an

den König: er sei in Erlassung seiner Schreiben an den

KleruS seinem Gewissen gefolgt, er habe aus der Komm»,
nikation Hrn. v. Frankenbergs ableiten müssen, wie die Ci-
vilautoritäten beabsichtigten, die unbedingte Benediction zu

erzwingen, wogegen er sich auf die königl. Zusicherung bc-

rief. Ferner, er habe seinen Geistlichen geboten: den Braut-
lcutcn ihre kirchlichen Pflichten vorzuhalten, und im Falle
sie dieselben nicht eingehen wollten, ihnen die Benediction

zu verweigern, mit der Erklärung, daß die dawidcrhandeln-
den Geistlichen von ihm die kanonischen Strafen zu gewär-

tigen hätten.

ES folgte hierauf die Diskussion deS ErzbischofS und
deS königl. Kommissärs vom 6. Mai, wo der Erzbischof sich

aus Versöhnlichkeit bereitwillig erklärte, die Eingehung jener
Verpflichtungen blos von dem katholischen Theile, aber in
Gegenwart des akatholischen zu verlangen, indem er jedoch

auf der Bestrafung der Geistlichen bestand, die eine solche

einfache Erklärung von ja und nein nicht forderten. Hierauf
antwortete Se. Majestät am 22., wie der Erzbischof den

Erwartungen nicht entsprochen, derselbe habe eine bestimmte

Erklärung gegen den Präsidenten Frankcnbcrg abzugeben,

der hiefür neue Instruktionen erhalten hatte, und nun von
dem Erzbischof vier Punkte verlangte, gegen die dieser als
mit den Grundsätzen der Kirche, seinem Amte und Gewissen

unverträglich protestirte. Unter dem Z0. Mai sandte der

Erzbischof ähnliche Protestationcn an Se. Majestät ein, mit
der beigefügten Erklärung unbedingter Treue und Gehorsams

in allen weltlichen Dingen.

„Die genannten entscheidenden Autworten Sonnten die
preußische Regierung nicht überzeugen, daß jeder weitere
Versuch in Betreff dieses Prälaten fruchtlos sein würde.
Es erfolgte das Reskripr deS Ministers von Altenstein vom
2Z. Juni, worin die Erlasse deö ErzbischofS als gesetzwidrig,
die öffentliche Ordnung störend, ungültig und nichtig bezeich,

net wurden mit Strafdrohung gegen die ihnen gehorchende»

Geistlichen und dem Versprechen deS Regierungsschutzes für die

Ungehorsamen» Am selben Tag ergicng auch die Depesche
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der Minister v. Altcnstcin, v. Rochow und v. Werther an
den Erzbischof, die ihm daö königliche Mißfallen ankündigte,
und daß die Einleitung einer Kriminaluntersuchung beschlossen

sei. Hierauf der Protest des ErzbischofS vom 9. Juli gegen
ein weltliches Tribunal in Sachen der Religion mit Peru-
fung auf sein Gewissen und die zugesicherte Religionsfreiheit.
Am-7. Juli hatte ihm der Präsident Frankcnberg die Er-
öffnung deS Prozesses angekündigt. Der Erzbischof protc-
stirte sogleich und sandte ein zweites Schreiben an die drei
Minister vom 10. Juli, worin er ihnen aus den kirchlichen
Archiven bewies, daß er hinsichtlich der gemischten Ehen
in dem Erlasse vom 27. Februar keine Neuerung, wie sie

in ihrem Reskript behauptet, eingeführt und daß, wo man
anders verfahren, eS blos Mißbrauch in einzelnen parliku-
lärcn Fällen gewesen, und wie er zum öftern verlangt, daß

die Sache dem hl. Stuhl vorgelegt werden sollte.
»Der katholische KleruS von Gnesen und Posen über

einen so unerfreulichen Stand der Dinge mit Recht betrübt
und kraft der dem katholischen Kultus feierlich von Seiner
preußischen Majestät garanrirlen Freiheit konnte sich der Theil-
nähme an der Sache deS ErzbischofS in der Vertheidigung
der rechten Lehre und Disziplin der Kirche nicht entziehen."
So erfolgten die Erklärungen der Dekanate und ihre Zu-
stiminungöschreiben im Namen deö gesammten KlcruS an den

Erzbischof.

Während nun der Prälat jeden Antheil an dem Proto-
koll verweigerte, erhielt er ein Schreiben deS Justizministers
v. Mühler, worin dieser die kirchliche Gewalt deS ErzbischofS
und die Befugniß »ach den Kirchengcsetzen in Betreff der
Ehe, so weil sie ein Sakrament sei, zu verfahren anerkennt,
die Kindererziehung aber alS nicht integrircnden Theil deS

Sakramentes davon trennt und diese unter den Ressort der

weltlichen Gesetze verweist. Die Darlegung giebt hierauf
die Gründe wieder, womit der Erzbischof »triumphircnd"
diese Trennung alS der Kirchenlehre entgegen widerlegt, nach-
dem er dem Minister dafür gedankt, daß er zum erstenmal

statt zu drohen in die Sache selbst eingegangen und durch
die gerechte Anerkennung seiner bischöflichen Gewalt in Be-
treff des Sakramentes seine ganze und volle Rechtfertigung
selbst ausgesprochen habe. Dieses Verdienst deS Schreibens

Hrn. v. MühlcrS erkennt auch die päpstliche Darlegung an,
indem sie die erzbischöfliche Beantwortung mit den Worten

einleitet: man konnte wohl voraussehen, daß der Hr. Erz-
bischof eine Kommunikation nicht unbeantwortet lassen würde,
In «junle entrnv.» zur In primn volt» ncl mérita stelln

question«, « mettevn sti essn in znenn luee In innnier»
sti vestere stet Savern». Mit der ausführlichen Mittheilung
der von dem Erzbischof gegen den Minister aufgestellten

Gründe schließt nun dieser Theil der Darstellung. Die kurze

Echlußbetrachlung lautet also:

»Hier endet sich die authentische Reihe von Thatsachen,
d i e i n d c r h ö ch st w i ch t i g c n A n g e l e g e n h e i t d e r q c-

mischten Eben zwischen dem Hrn. Erzbischof von Gncsea

und Posen und der preußischen Regierung statt halten, und

biS jetzt zur sichern Kenntniß deS hl. Stuhles gelangt sind.

Wer sie mit einem Gemüthe, frei von Vorurtheil und Par.
tcilichkeil, untersucht, wird nicht allein sehen, daß Herr
von Dunin von Anfang biü zu Ende unverändert die Sache

vertrete» hat,, die er alS die der katholischen Kirche bezeich,

net, sondern er kann auch beurtheilen, ob dieser Prälat
in der Vertheidigung einer solchen Sache bis auf das Acn-

ßerste sowohl die mit seine» Pflichten verträglichen Mittel
der Versöhnung gebraucht als auch die der Regierung und

Sr. preußischen Majestät schuldigen Rücksichten beobachtet

habe und ob er demgemäß die Behandlung verdient, womit
dieses Gouvernement gegen ihn verfahren, indem eS ihn alS

einen Mann charakterisier, der bald die äußersten Gränzen
eines sträflichen Trotzes überschritten, bald eine verzagte

Wankelmüthigkeit gezeigt."

Franz Baader's Fall und Schmach.

Da nun die s. g. »kath. Blätter" wieder einen Artikel
Fr. Baadcr'S mitgetheilt, so wolle» wir hier auch den Ar-
tikel der Sion in Nro. 19 mittheilen, der diese Arbeit auf
den wahren Gehalt reduzirt. AuS Hochachtung vor unsern

Jnjurtengesetzen machen wir einige Censurlücken.

Ein halbes Jahr ist vergangen, seitdem Franz v. Baa-
der mit den Gegnern der römisch - katholischen Kirche in
Alliance getreten, ohne daß wir über diese beklagenSwcrthe

Thalsache unsere Stimme erhoben hätten. Nicht alS scheuten

wir u»6, mit Hrn. v. Laader es zu thun zu haben, sondern

einzig um ihm Zeit z» lassen sich eines Bessern zu besinnen,-

verhielten wir uuS bisher schweigend. Da uns indessen nir-
gcndS eine Spur von Sinnesänderung vorgekommen, ver-
dient er auch keine Schonung mehr, und so sei denn daS

erste Wort, das über seinen Fall in diesen Blättern erscheint,

ein ihn schlagendes, ihn öffentlicher Schmach übergebendes

Wort. Damit jeder unserer Leser wisse, wovon die Rede ist,

schicken wir Folgendes voraus.

In der Berliner »evangelischen Kirchenzeitung" erschien

im Julì 1S38 (Nro. 66 u. 66) ein Aufsatz »über die Trenn-
barkcit oder Unlrennbarkcit des Papstthums oder deS Pri-
mats vom KatholiclSmus," dessen Verfasser derselbe Franz
v. Baadcr ist, der es sich einst zur Ehre rechnete, pur ex-
celleuee für katholisch gehalten zu werden. Der Zweck die-
seö Aufsatzes war angeblich, die Frage über Trennbarkeit
oder Untrennbarkeit des Primats vom Katholicismus vore» ì
nur wieder anzuregen; allein die tiefer liegende Absicht gier g

auf die katholische Dogmacik selbst, die, wenn eS wahr wölk,
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daß in der römisch-katholischen Kirche der Begriff eines Ne-
präsenlanien mit jenem eineö Surrogats vermengt worden/

nothwendig mit an der SurrogatSnatur participircn würde.

Sagt doch Baader mit klaren Worte»/ daß die Doetore»

romnni, wenn sie keine bessern Beweise für die gleiche An.
ciennität des Papstthums mit dem Christenthum vorbringen
können, sie sich auch deS ihnen gemachten VorwurfS nicht

erwehren werden, „daß sie dem Dogma der Ilomillcntio
Verdi jenes der pnpifienti» tlliristi, so wie der TranSsub-

stantiation der sakramentalen Materie jenes der TranSsub-

stanlialion eineS nicht heiligen Menschen anhiengcn." Doch

wir wollen dabei stehen bleiben, daß Hr. v. Baader wirklich

yur jene Frage über Trennbarkeit oder Untrennbarkeit rc.

wieder anregen wollte, was that er, um zur Lösung dieser

Frage ^ wenn sie nicht schon gelöst wäre — daS Seinige

beizutragen? Er beruft sich auf einige Vaterstellen, um zu

zeigen, daß nicht blos bis ln'S dritte und vierte, sondern

wenigstens bis in'ö siebente Jahrhundert die ersten katholi-
scheu Theologen jene behauptete Jdeutilät des Begriffs deS

Katholizismus und deS PriniatS nicht nur nicht anerkannten,

sondern selber geradezu widersprachen.

Väterstellen im Munde deS Herrn von Baader — wer

mit der Lebensweise dieses Mannes nur einigermaßen ver-

traut ist, weiß auch, daß er nie einen Kirchenvater studirt

haben kann. Wie seine Schriften, so seine Studien. Hätte

Herr v. Baader jemals im Ernste gearbeitet, und, wie eS

einem Denker geziemt, redlich mit dem Stoff gerungen, er

würde sicherlich über seine leidige Broschüren, und Brief-
schreiberei htnanSgckommen sein und wenigstens ein durch-

geführtes Werk geliefert haben. Allein Herr von Baader

hat sich von jeher darin gefallen, den philosophischen Ecken-

steher, den spekulirenden Spaziergänger zu spielen und was

Studien betrifft, nur auf den Zufall betteln zu gehen. Ge-

wtß war unS, Herr von Baader hat die angeführten Väter-
stellen nicht in den Vätern selbst gelesen. UnS besinnend,

auS welcher trüben Quelle er wohl geschöpft habe, erinner,

ten wir unS, daß er sich zuletzt in München an einen Mann

angeschlossen, der, um eine reiche Ehebrecherin protestanti-

scher Konfession heirathen zu können, seine rechtmäßige Frau
sammt einer zahlreichen Familie verließ und selbst protestait-

tisch wurde. Dieser Mann, durch das Vermögen seiner mit
doppeltem Treubruch gewonnenen zweiten Frau auf vorneh.

men Müßiggang gesetzt, machte cS sich zum Geschäft, eine

Schrift zu verbreiten, welche wegen Verfälschung der Kir-
chenväter und um ihrer ganzen feindseligen Absicht willen

m Rom in das Verzeichniß der verbotenen Bücher aufge-

nommen worden ist. Sie führt den Titel: Darstellung
deö ältesten Christenthums au 6 den Schriften
der ältesten Kirchenväter. München 1887. Verlag
von E. A. Flcischmann, und hat zum Verfasser einen mo-

ralisch banquerot gewordenen, mit ConkubinatSsünden ge-
brandmarkten und darum als Pfarrer suspendirten Priester.

Wie, dachten wir, sollte etwa auch der Philosoph pur ex-
cellence zu denen gehören, welche der reiche Mann mit die-
sem schlechten Buche begnadigt hat? Fast erschreckend vor
diesem Gedanken zögerten wir, dort nachzusehen. Doch um
der Wichtigkeit der Sache willen schlugen wir endlich nach,
und — o Schmach und Schande für den Mann, der auf
die Ehre Anspruch macht, der plülosopl»,« teutoàus der

neuern Zeit zu sein — : alle von ihm citirtcn Väterstellen

fanden sich wörtlich in jenem aus Betrug angelegten Buche

wieder; nämlich die auS EpiphaniuS citirte Scelle S. Lost;
aus Cyprian: S. 5l; aus Theodorel: S. >04; auS Augu-
stin: S. 198; auâ AmbrosiuS: S. 178; aus Gregor I. S.
186. Also nicht die Kirchenväter selbst, sondern das schlechte

Buch eines KonkubinariuS, dessen fleischliches Interesse eS

erheischt, die Kirche NomS zu lästern, ist die Quelle, auS

welcher Hr. v. Baader zu schöpfen sich nicht geschämt, und
der ganze in der Berliner »evangelischen Kirchenzeitung«
erschienene Artikel ist nichts, alS die faule Frucht einer zu-
fälligen Lektüre. Dennoch ruft Hr. v. Baader in jenem Ar-
tikcl mir dreister Stirne auS: »Wer nun Lust und Beruf
hat, die hier angeführten, so wie mehrere andere Kirchen,
lehrer derselben Zeit nachzuschlagen, der wird sich auch der

Ueberzeugung nicht erwehren können, daß der spätere Ur-
stand und Bestand deS Papstthums nicht in der katholischen

Religion als solcher, sondern in dem Hinzutritt und Ver-
Wicklung weltlicher Interessen und Zwecke mit den eigentlich
kirchlichen zu suchen ist u. s. w." Hätte er nicht vor jedem

Andern selbst Beruf gehabt, wenn ihm auch die Lust dazu

fehlte, jene Stellen in den Kirchenlehrern nachzuschlagen?

Dann würde er z. B. gleich von der ersten aus EpiphaniuS
in Ulivres. 55. citirtcn gefunden haben, daß sie so, wie sie

in dem Lügenbuche: Darstellung deS ältesten Christenthums zc.

übersetzt ist, sich gar nicht findet, und hätte er nur irgend
etwas von EpiphaniuS im Zusammenhange gelesen, so würde

er auch gewußt haben, daß dieser Kirchenlehrer daS nicht
sagen konnte, was Hr. v. Baader aus einem mit Konkubi-
natSmalice geschriebenen Buche heraus ihn sagen läßt, näm-

lieh, »daß, wenn man von der wahren Kirche urtheilen

will, man nicht auf die Succession der lehrenden Personen,
sondern auf die der Lehre sehen müsse." Allein der Fluch,
der auf dem Läugncn der von Gott geordneten Autorität
überhaupt ruht, hat auch Hrn. v. Baader getroffen: während
er die kirchliche Nechlmäßigkeit des Papstthums läugnet, ist

die erste beste Pfaffenseele, die auf daS Fleisch gesäet und

ihr Verderben damit verräth, daß sie vom Geiste der Ver-
neinung besessen ist, seine Autorität. Welchen Leichtsinn,
welche geistige Verkommenheit setzt eS voraus, daß ein

Mann, der als Akademiker in Tiefen der Gelehrsamkeit le-
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bcn sollte, aus einer kirchlich verbotenen Verstümmelung und

Verfälschung der Kirchenväter schöpft, um über eine der

allcrwichtigsten Sachen zu entscheiden!

Welchen Grund hat wohl, abgesehen von dem in der

Berliner evangelischen Kirchcnzeitung erschienenen Aufsätze,

der Haß, womit Hr. v. Baader auf einmal gegen den Papst

und die kirchliche Hierarchie überhaupt erfüllt ist? Wir
können genau den Zeitpunkt bezeichnen, wo der eitle Mann

gegen alles Hierarchische zu rasen begann, und das erklärt

zugleich den Grund seines RascnS. Damals nämlich, alö

ein Bischof, der gegenwärtig nicht mehr unter den Lebenden

ist, vor der Schrift eines seiner Schüler warnte, die den

gesuchten, den religiösen Sinn beleidigenden Titel führte:
Ueber den Selbstcrzeugungöprozeß GotleS, und

nichts als eine Compilation aus Baaderö eigenen Schriften
war, damals, sage ich, fühlte sich Se. philosophische Excel-

lenz so stark beleidigt, daß er laut erklärte, er lasse keine

andere Weihe gelten, als die des Geistes, und sogar drohte,

er wolle dem Bischof die Ohren bis über die Infel ziehen.

Dazu kam, daß die Theologen und Aspiranten des Priester-
standcS an seinem dämonisch deklamatorischen Wesen keinen

Geschmack finden wollten, was ihm Beweis genug war, daß

sie der Bornirtheit überantwortet seien; kurz, ihm kam eS

darauf an, als yliilesoylnis cntlwlicu« die Huldigung des

CleruS zu empfangen; da ihm diese nicht zu Theil ward,
stcng er an, über den CleruS sich zu erbosen, womit sofort
auch ein Gelüsten nach häretischen Einfällen verbunden war.
Ungefähr um dieselbe Zeit, oder noch früher, gewährten ihm
La MennaiS Bestrcblingen Stoff zum Sprechen an allen
Ecken wie auch zu seiner beliebten Sendschrciberci. La Men.
naiS kam von Rom zurück mit dem Entschluß, sich zu un.

lerwcrfcn und seine Zeitschrift I,'avenir aufzugeben. Was

that aber der Philosoph i>ur excellence, alS er dieses nicht

hindern konnte? War er bisher für ihn gewesen, so wen-
dcte er sich nun gegen ihn, denn er selbst gicng mit einer

Lamcnnäiade schwanger, die, von Hochmuth eingegeben,

nicht so demüthig enden sollte. Aber das alte Sprüchwort:
Hochmuth kommt vor dem Fall, hat sich auch hier bewährt;
keine gesunde Geisteöfrucht kann ihm mehr reifen, und selbst

um eine unzeitige Mißgeburt zur Well zu bringen, bedarf

er, wie der Kukuk, eines fremden Restes. Wohl ist das ein

schmählicher Fall, und die Berliner evangelische Kirchenzei-

tung wird sich schwerlich ferner der Ehre rühmen, bei dem

Scandale daö HeroldSaml verwaltet zu haben. Damit aber

nichts fehle am vollkommenen Scandal, hat der beklagenS-

werthe Mann zum zweiten Organ derselben Tirade die „Kir-
chenzeitung für Deutschland und die Schweiz" gemacht, deren

Redakteur in allen Schweizerischen Zeit-
schrtften, die noch katholische Hallung behaupten, forlwäh-
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rend seine eigene.... hören muß,

DaS also ist die Coterie, in deren Mitte Franz von
Baader um die Zeit excellirte, alS er seinen Aufsatz für die

Berliner Evangelische schrieb: ein pflichtvergessener Apostat,
der ihn fleißig zu Tische lud, wobei dann sein Mund von

Schmachredcn gegen den Papst und die Bischöfe überströmte;
ei» gewissenloser ConkubinariuS, der ihn mit entstellten und

verfälschten Citationen auö den Vätern versah, um ihm zu

einem erbärmlichen Beweise zu verhelfen; in der Ferne Pro-
fcssor Fischer, der nur geduldet und

wohl gar begünstigt werden kann. Fürwahr, wer auf Pro.
dukle, die in solcher Umgebung reifen, auch nur einiges

Gewicht legen wollte, müßte eben so um allen Verstand wie

um alles sittliche Gefühl gekommen sein. Ucbcrlassen wir
also den Bcklagcnöwerthen seiner Schmach mit dem Wun-
sehe, daß Gott sich seiner erbarme und ihm durch Gnade zu
der Sclbsterkenntniß verhelfe, die ihm die Philosophie nicht
gewähren konnte.

Kirchliche Nachrichten.
Schwyz. Am 1st. d. versammelten sich die Stifter und

Gutthätcr des neuen IesuilenkollcgiumS in Schwyz, um das

Resultat der bisherigen Bemühungen von der Gründungökom.
mission zu vernehmen und über Herstellung der nöthigen
Gcbäulichkcite» zu berathen. ES ergab sich, daß seit 1835

ein Fond von mindestens 160,000 Fr. gesammelt wurde.

Die Zahl der Schüler in der Philosophie, Gymnasium und

Industrieschule beträgt 229. Beschlossen wurde der Dank
an die h. Regierung in Schwyz für den erhaltenen Schutz,
der Aufbau einer geräumigen Kirche, eines SchulgcbäudeS
und der Wohnung für die Jesuiten auS neuen Beiträgen.
Endlich wurde noch ein Aklienverein gebildet, welcher es

auf sich nimmt, ein Pensionat herzustellen, daö 160 Schü.
lcr fassen mag. Die Aktie zu 100 Fr., hofft man durch
1000 Aktionäre den Zweck zu erreichen, st Prozent werden

verheißen. Ein Prospektus wird später erscheinen.

Genf. In dieser Stadt sollte, wie wir schon einige
Male bemerkt, das Schauspiel einer religiösen Disputation
aufgeführt werden, was früher keine Seltenheit war und

auch jetzt in Nordamerika oft vorkommt. Allein hier konnte

man sich nicht einmal über den Anfang verständigen, gc.
schweige daß ein Endresultat zu erwarten wäre. Der kath.

Missionär ESpanet forderte die Gegner auf, die Punkte
fest ins Auge zu fassen, über die man diSpurireu wolle. Der
protest. Prediger Walan hat eine Broschüre herausgegeben,
betitelt „d.v âètre et le Ministre^, worin er in Form
einer historischen Scene, welche sich ihm in einer Vision
darstellte, die Angriffe des kath. Priesters widerlegt. Ja
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«inem Brief an den kath. Missionär schrieb derselbe: „Ich
bin ein protestantischer Geistlicher' Sie, meine Herrn, sind

römische Priester: wir sind also einander so entgegengesetzt

alS möglich in unsern Ueberzeugungen und unsern Kulten.

Aber ich bin ein armer Sunder, welcher allein durch die

Gnade Gottes in Jesu bestehen kann; und Sie, meine Herrn,

Sie sind, was ich bin, und die Gnade GoueS ist Ihnen so

nöthig alS mir. Mögen nun die Sünder vor Gott sich de-

müthigcn, wenn sie sprechen alö Diener deS Evangeliums

oder alS Priester, und möge jeder anstößige Ausdruck, alles

übermüthige Verfahren, alle Persönlichkeit ferne bleiben,

und ganz Play machen der Liebe, welche erwiedert, belehrt,

selbst radelt, aber mit dem Hinblick ans Gott und zum Wohl

derer, an welche sie sich wendet." — Auf diese Broschüre,

meint Hr. Malan, solle Hr. ESpanet ihm vorerst antworten.

Eine gleiche Sprache führt auch ein anderer protest. DiSpu-

tator Pilct - Ioly. Die Disputation scheint daher von kurzer

Dauer werden zu wollen, überraschen würde unS dennoch

nicht- wenn sich beide Theile alS Sieger betrachteten.

Österreich. Sicherem Vernehmen nach sind im Februar

d. I. die hochwürdigsten Herren Bischöfe von Brünn und

St. Pölten, Fr. A. Gindl und l)r. M. J.Wagner,
bei der Hofstelle bittlich eingekommen, sich in Angelegenheit

der gemischten Ehen um VcrhaliungS. Normen nach Rom
wenden zu dürfen. Bisher soll wohl auf daS Bittgesuch der

beiden Bischöfe noch keine Antwort erfolgt sein, deßungc-

achter aber läßt sich die gegründete Hoffnung hegen, daß

die kirchliche Praxis allmälig in allen BiSthnmS - Sprengeln
deS Staates sich geltend machen werde; den» auch von Seite

einiger anderen Prälaten sollen ähnliche Schritte gethan

worden sein. So vernimmt man auS sicherer Quelle, auch

der Durchlauchtige und Hochwürdigste Herr Fürstbischof von

Salzburg und Primas von Deutschland, Friedrich
Fürst von Schwärzender g, habe eine ähnliche, aber

umfassendere Eingabe, alS die der beiden obengenanntcn

Bischöfe, an Se. k. k. apostol. Majestät gerichtet. Darin
wird nach kurzer, aber sehr gelungener Auseinandersetzung

der Gefahren, welche gemischte Ehen darbieten, gebeten:

Sr. Majestät möge eS gefallen 1) die in dem Toleranz - Pa-

tente vorkommende, die Trauung gemischter Ehepaare von

Seile deS katholischen Seelsorgers betreffende Verordnung
so zu modifiziren, daß jedem Mißverständnisse Seitens der

weltlichen Behörden, alS ob der katholilchc Seelsorger hiezu

tin Weigerungsfälle gezwungen werden könne, vorgebeugt

werde; 2) zu verordnen, daß den kirchlicher SeitS geforder-

ten Reversalien auch bürgerliche Geltung zukomme; Z) da

nach kanonischen Grundsätzen selbst bei Gewährleistung der

bekannten Bedingungen, eS dennoch einer Dispensation vom

Hindernisse der gemischten Ehen und zwar von Seite de§

Oberhauptes der Kirche bedarf, so hat der Fürstbischof zu-
gleich die Bitte an Se. Majestät gestellt, sich an den apo-
stolischen Stuhl wenden zu dürfen, um ein für allemal die
hiezu nöthigen Facultäten von demselben zu erlangen, im
Falle aber Se. Heiligkeit hiezu sich nicht entschließen könnte,
so geht die Bitte deS ErzbischofS dahin, daß er selbst für
jede» einzelnen Fall um Dispensation in Rom einschreiten
dürfe, ohne erst hiezu die Bewilligung von der Hofsteke ein-
holen zu müssen.

Der Herr Fürstbischof hat, um seine Angelegenheit
zu fördern, Anfangs April sich nach der Haupt- und Re-
sidenzstadt verfügt. Wir halten uns um so mehr überzeugt,
daß die lobenöwerthen Schritte deS Herrn PrimaS von

Deutschland und der übrigen Bischöse nicht ohne ge-
wünschten Erfolg sein werden, da einen Theils die Anträge,
obgleich wesentlich auS dem Recht der Kirche und dem
hiemic innigst zusammenhängenden Dogma hervorgehend,
dennoch im versöhnlichsten Geiste und in unbedingtem Vcr-
trauen auf die hohe Herrschet Huld abgefaßt sind, und andern
Theils der allerhöchste Hof erst neuerlichst bei einem in der
Haupt- und Residenzstadt vorgekommenen Falle, wo die Re-
gierungsbehöide schon nahe daran war, die Eheeinsegnung,
ungeachtet die von der Kirche geforderte Sichcrstellung nicht
geleistet worden war, unter Androhung von Tcmporalien-
sperre anzubefehlen, Frieden stiftend dazwischen getreten ist,
wie c6-verlautet, mit dem AuSspruchc: „Solche Gesinnun-
gen liebe der Hof nicht." Sie sehen demnach, daß auch
bei uns der kirchliche Geist reger geworden, obwohl derselbe,
wie es dem Oesterreicher überhaupt eigen ist und eS auch das
eigenthümliche Verhältniß der zu unserem allerhöchsten Herr-
schcrhause, welches von jeher der Schutzherr deö katholischen
Glaubens war, mit sich bringt, minder geräuschvollen, lang,
sanieren und friedlichen Schrittes sich einherbewcgt. Wie
daS Leben, so wird allmälig auch die Wissenschaft kirch-
licher, möchte sich auch »ur mehr Regsamkeit und Beweglich-
keil auf dem wissenschaftlichen Gebiete zeiaen! Oesterreich
sollte auch in der Wissenschaft dem Katholizismus daS sein,
was Preußen dem Protestantismus ist. Wenn auch hiezu
biSher noch geringe Aussichten sind, so läßt sich nicht ver-
kennen, daß cü auch t» dieser Hinsicht besser zu werden
anfängt. K. K. Z.

Preußen. Der Erzbischof v. Dunin ist in Berlin er-
krankt. — Hr. Prof. Klee hat neuerdings einen Ruf nach
München erhalten. — Die Wahl deö berühmten Predigers
Arnoldi, der vier Bände der Homilien deS hl. Chrysosto-
muö übersetzt hat, zum Bischof in Trier, erweckte in der
Dlözesc die größte Freude; desto größer die Unzufriedenheit,
daß die Regierung hindernd in den Weg tritt. Hr. Bodel-
schwingh hatte das Kapitel sogleich aufgefordert, zu einer
neuen Wahl zu schreiten, dieses aber daS Ansinnen abgeschla-
gen und sich um die Bestätigung der Wahl an den König
gewendet.

Rvm. Auf den 26. Mai sammeln sich immer mehr
Fremde. Auch der König von Baiern bleibt bis auf diesen
Tag in Rom. Bon der Insel ISchia, LiguoriS Vaterland,
sind 1000 Personen angckündet.
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